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Elftes Buch .

Religiöſe Genoſſenſchaften und Vereine .

(§S 14 des Toleranzantrags . )

§ 58 . Landesgeſetzliche Beſtimmungen .

Während das preußiſche Landrecht nur einige Vorſchriften über

Alter der in ein Kloſter eintretenden Perſonen , Erlaubnis des Staats

hierzu , die Gelübdeentſagung ſchon enthielt , beſtimmte das Kulturkampf —

geſetz vom 31 . 5. 1875 rundweg :

„ § 1. Alle Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katho —

liſchen Kirche ſind vorbehaltlich der Beſtimmung des §S 2 von dem

Die Errichtung von

Niederlaſſungen derſelben iſt unterſagt . Die zur Zeit beſtehenden

Niederlaſſungen dürfen vom Tage der Urkundung dieſes Geſetzes ab

neue Mitglieder , unbeſchadet der 8 des § 2, nicht aufnehmen

und ſind binnen 6 Monaten aufzulöſen . “

Es durften nur noch ſolche Orden beſtehen , die ſich ausſchließlich

der Krankenpflege widmeten ; aber auch dieſe konnten jederzeit durch

Kgl. Verordnung aufgehoben werden . Doch nur 5 Jahre hielt dieſe

Grauſamkeit und Ungerechtigkeit an ; das Geſetz vom 4. Juli 1880
ermächtigte bereits den Kultusminiſter , „ die Errichtung neuer Nie

laſſungen von Genoſſenſchaften , welche im Gebiete der

Monarchie gegenwärtig beſtehen und ſich ausſchließlich der Kranken —

pflege widmen , zu genehmigen , auch widerruflich zu geſtatten , daß

gegenwärtig beſtehende weibliche Genoſſenſchaften , welche ſich ausſchließlich

Gebiete der preußiſchen Monarchie ausgeſchloſſen .
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der Krankenpflege widmen , die Pflege und Unterweiſung von Kindern ,
ie ſich noch nioch flichtigen Alter befinden , als Nebentätigkeit

Wervehmes
wurde die Pflege und Unterweiſung

und Idioten , ſor von gefallenen

Durch Geſetz vom 21 . Mai 1886

ehnt auf die „ Übernahme der Pflege

Armen⸗ und Pfründnerhäuſern ,

Aſylen und Schutzanſtalten für ſittlich gefährdete

Arbeiterkolonien , Verpflegungsanſtalte Arbeiterherbergen ,

Mägde die Übernahme der W und Unter⸗

weiſune

nicht

itsſchulen für Kinder in

1887 für Abänderung
des g Weiſe

6

Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katholiſchen

che ſich

a) de lushil S

ſt kächſtenlie

9 ichtei der 0 eiblichen J n n den

höheren Mädchenſchulen und gleichartigen Erzieh talten

widmen ;

ieder ein beſchauliches Leben führen . “

iheit dieſes Geſetzes wiederum ſehr eingeengt durch

n; wir wollen nur einen Fall herausgreifen .

Söhne , mechaniſche Buntweberei in
erwelche für die von ihnen beſchäfti Arbeiter eine Speiſeanſtalt zur

Verabreichung der Mittagskoſt ein tet hatten , wollten für die Beſor

gung der ſowie für die Verabreichung der Speiſen zwei barm —

herzige Schwerſtern anſtellen .
2

Kultusminiſter erklärte , daß nach

dem Wortlaut des Artikels 13 des Geſetzes vom 21 . Mai 1886 eine

Ordensniederlaſſ ng in Frage gekommen und die Genehmigung deshalb

verſagt worden ſei , weil unter den 400 Arbeitern der jüdiſchen Fabrik

Drittel evangeliſch und ein Drittel katholiſch
fTatſache aber ſei , daß katholiſche Ordensſchweſtern

unternehmer gegen zwei

ſeien .
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nur zur Leitung ſolcher Verpflegungsanſtalten zugelaſſen werden , die

ausſchließlich für Perſonen katholiſcher Konfeſſion beſtimmt ſind , daneben

beſtehen nur noch eine Anzahl von kleinlichen Beſtimmungen über die

Niederlaſſung von Orden überhaupt .

Im preußiſchen Abgeordnetenhaus brachte deshalb die Zentrums —

fraktion am 24 . Februar 1901 zur zweiten Beratung des Etats des

Miniſteriums der geiſtlichen , Unterrichts - und Medizinalangelegenheiten

für das Etatsjahr 1901 folgenden Antrag ein (vgl. Sammlung der

Druckſachen des Preußiſchen Hauſes der Abgeordneten , III . Seſſion

1901 , Band III , S. 1480 , Druckſache Nr . 73 ) :

„ Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen :

die Königliche Staatsregierung aufzufordern , baldigſt einen Geſetz

entwurf vorzulegen , durch welchen die beſonderen AN nkungen
und Erſchwerungen , welchen die Krankenpflege und die ſonſtige

werktätiger Nächſtenliebe ſeitens atholiſcher Or

nterworfen iſt , behufs Gleich

ſtellung derſelben mit den Mitgliedern anderer der Krankenpflege

der

und ordensähnlicher Kongregationen u

gewidmeten Vereinigungen aufgehoben werden . “

Zu dieſem Antrag ſtellten die Abgeordneten Arendt ( Labiau ) und

Genoſſen den Abänderungsantrag , das Wort „ſonſtige “ zu erſetzen durch

„gleichartige “ ( Druckſache Nr . 78 loc . cit . ) . Der Antrag kam in der

38 . Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 1. März 1901 zur Beratung

und fand mit dem erwähnten Abänderungsantrag Annahme . ( Vgl .

Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen des Preußiſchen Hauſes

der Abgeordneten , III . Seſſion 1901 , Band III , Sp . 2556 bis 2584 . )
In der Überſicht über die Entſchließungen der Regierung auf die Be —

ſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes war in den Jahren 1902 und 1903

eine Mitteilung über die von der Regierung gefaßte Entſchließung

nicht enthalten . Erſt bei Gelegenheit der Beratung des Kultusetats

für das Etatsjahr 1903 am 7. März 1903 gab Kultusminiſter Dr .

Studt die Erklärung ab , „ daß die Königliche Staatsregierung nicht in

der Lage ſei , dieſem Antrag zurzeit weitere Folge zu geben “ .

Der bayeriſchen Kloſterſtürmerei in dem Zeitalter der Säku —

lariſation folgte die Beſtimmung des Konkordat , wonach der König

„ Anbetracht der Vorteile , welche die religiöſen Orden der Kirche
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und dem Staate gebracht haben , und in der Folge auch noch bringen

könnten , und um einen Beweis Allerhöchſt - Ihrer Bereitwilligkeit gegen

den heiligen Stuhl , zu geben , einige Klöſter der geiſtlichen Orden

beyderley Geſchlechts entweder zum Unterrichte der Jugend in der

Religion und den W oder zur Aushilfe in der Seelſorge ,

oder zur Krankenpflege , im Benehmen mit dem heiligen Stuhle mit

angemeſſener Dotation herſtellen laſſen wird “ .

Nach der zweiten Verfaſſungsbeilage §S 76 ( S. 260 ) gehören

die „ Errichtung geiſtlicher Geſellſchaften “ und die „ Beſtimmung ihrer

Gelübde “ zu den Gegenſtänden gemiſchter Natur , bei welchen gemäß

§ 77 die Kirchengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine

einſeitigen Anordnungen treffen kann . Hiernach iſt zur Zulaſſung von

Orden und ſowie zur Errichtung von Klöſtern behörd

liche Genehmigung erforderlich , und ſind ſtaatliche Anordnungen über

Aufnahme von e . und über das Alter für die Ablegung der

Kloſtergelübde erlaſſen .

Die ſächſiſche Verfaſſungsurkunde beſtimmt rundweg :

„ § 56 Abſ . 2. Es dürfen weder neue Klöſter errichtet , noch

Jeſuiten oder irgend ein anderer geiſtlicher Orden jemals im Lande

aufgenommen werden . “ Mitglieder von Orden oder ordensähnlichen

Kongregationen dürfen auch als einzelne ihre Ordenstätigkeit inner —

halb des Königreichs nicht ausüben . Nur reichsangehörige Mitglieder

ſolcher Frauen - Kongregationen , welche innerhalb des Deutſchen Reiches

ihre Niederlaſſung haben und ſich ausſchließlich der Kranken - und

Kinderpflege widmen , dürfen auch ferner als einzelne mit Genehmigung

und unter Aufſicht der Staatsregierung ihre Ordenstätigkeit im Lande

ausüben . Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflich .

Württemberg hat ein ſcheinbares Entgegenkommen im Geſetz ,

aber in der Praxis ſtatt des Brotes nur Steine ; ſo beſtimmt ſein

Geſetz vom 30 . 1. 1862 :

Artikel 15. Geiſtliche Orden und Kongregationen können vom

Biſchof nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Staatsregierung

eingeführt werden , welche auch erforderlich iſt , ſo oft ein im Lande

ſchon zugelaſſener Orden eine neue Niederlaſſung gründen will .
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Abſ . 2 aufgehoben durch das Reichsgeſetz über die Geſellſchaft
Jeſu . ]

Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflich .
Artikel 16. Die Gelübde der Ordensmitglieder werden von der

Staatsgewalt nur als widerrufliche behandelt .

Trotz der Beſtimmung des Art . 15 ſind bisher alle Anträge des

Biſchofs um Zulaſſung von Männerorden von der Staatsregierung
abgelehnt worden , obſchon dieſe Anträge lediglich die Zulaſſung von

Orden , welche in Preußen , Bayern , Elſaß - Lothringen zugelaſſen ſind ,
betrafen und obgleich das Verlangen des Biſchofs dem Wunſche der

katholiſchen Bevölkerung entſprach , welcher in einer Maſſenverſammlung
dem Katholikentage in Ulm am 23 . November 1890 , von etwa

20 000 katholiſchen Männern und hierauf noch in einer Maſſenpetition

an das Staatsminiſterium mit etwa 70 000 Unterſchriften lebhaften
Ausdruck fand .

In der Abgeordnetenkammer des Landtags wurde am 5. April

1898 von 20 Abgeordneten ein Initiativantrag eingebracht , in §S 78

der Verfaſſungsurkunde folgenden Abſatz aufzunehmen :
„ Dem Biſchofe ſteht zu, geiſtliche Orden und Kongregationen im

Lande einzuführen und Niederlaſſungen derſelben zu gründen . Zur
Gründung einer Niederlaſſung bedarf es der ausdrücklichen Ge

nehmigung der Staatsregierung , welche in Gemeinden mit über

wiegend katholiſcher Bevölkerung nur wegen der Wahl eines un

geeigneten Ortes der Niederlaſſung oder wegen der Zahl der bereits

beſtehenden Niederlaſſungen verweigert werden darf . “

Dieſer Antrag wurde jedoch von der Regierung als „ unannehmbar “

bekämpft und von der Mehrheit der Abgeordnetenkammer nicht einmal

einer Kommiſſionsberatung gewürdigt ; am 14 . Mai 1898 wurde der

Antrag auf Verweiſung des Geſetzentwurfes an eine Kommiſſion mit

55 gegen 25 Stimmen und hierauf der Geſetzentwurf ſelbſt mit 58

gegen 22 Stimmen abgelehnt .

Als im Jahre 1853 und 1854 die Barmherzigen Schweſtern
im Lande zugelaſſen wurden , beſtimmte eine miniſterielle Bekannt⸗

machung vom 30 . 3. 1855 die Statuten der Kongregation . Für jede
2

neue Ordens - Niederlaſſung iſt ſtaatliche Genehmigung erforderlich .
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ihnen verwandter Orden verbietet ; Artikel 2 dieſes Geſetzes iſt durch2

Geſetz vom 8. 3. — aufgehoben wor

D§ 59 . Die Beſtimmungen des Toleranzantrags .

Im Entwurf des Toleranzantrags lautete Artikel 14 folgender —

naßen :

„ Religiöſe Genoſſenſchaften , Geſellſchaften und Vereine

we einer anerkannten Religionsgemeinſchaft angehören ,

zu ihrer Gründung und Tätigkeit innerhalb des Reichsgebiets keinerlei

ſtaatlicher oder kommunaler Genehmigu

1Der Antrag wurde damit begründe

die Bildungie A beſonderer religiöſer Genoſſe

gionsgemeinſchaften geſichert werden ſoll .

wird beantragtIn zweiter Lef „ den § 14

anzunehmen :

„Religiöſe Genoſſenſchaften ,

ndung , Nirfen zu ihrer Grü

des Reichsgebiets keinerlei Genehn 8 Staates oder der politi

ſchen Gemeinden . “

Der Antragſteller das Wort „ Niederlaſſung “ ſolle ein —

gefügt werden , um keinen Zweifel darüber zu laſſen , daß nicht nur

Gründung von neuen igiböſen Genoſſenſchaften ſondern auch die

Gründung von neuen Häuſern ( Filialen ) bereits ehender Genoſſen —

ſchaften geſtattet
0

notwendig voraus . — Der Antrag wurde angenommen ; in dieſer

ſoll ; die „ Tätigkeit “ ſetzt die „Niederlaſſung

Faſſung ſteht er auch in den Beſchlüſſen der Kommiſſion .

Profeſſor Mirbt nennt dieſen Artikel die „ Krone des ganzen

Antrags “ ; nein , er iſt die erſte und notwendigſte Konſequenz ſchon des

erſten Artikels , der die individuelle Religionsfreiheit garantiert , dazu

gehört auch , daß ein Katholik in einem Kloſter ſeinem Gotte dienen

darf und kann , ohne daß der Staat ſich weiter darum kümmert .

Die geſamten Darlegungen über den Toleranzantrag aber können

als mit den Worten Kaiſer Wilhelms II .

Anläßlich ſeines Beſuches am 9. Auguſt 1905 in Gneſen erwähnte

wir nicht beſſer ſchließen 7

er folgendes Vorkommnis :
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neinem letzten Beſuch im Vatikan der greiſe Leo XIII .

aßte er mich mit beiden Händen undyn mir Abſchied nahm ,

er mir ſeinen Segen mitzdem ich Proteſtant bin —

Ii verſpreche Euerer Majeſtät

zoliken Untertanen ſind , ſämtlicher

Standes , daß ſie ſtets treue Untertanen des
f

ſei . “ An Ihnen ,

vom Kapitel , wird es ſein , das ho zort des prieſter —

ichen Greiſes zur Wirklichkeit zu machen , auf daß derſelbe nicht der —

einſt noch nach ſeinem Tode wortbri werde dem deutſchen Kaiſer

zjegenüber keiner Mithilfe ſollen Sie ſtets gewärtig bleiben . “

Vor dieſer J aber hat Kaiſer Wilhelm II . folgende feier —

iche Zuſicherung gegeben :

Es hat den Anſchein , als ob manche meiner polniſchen

Untertanen immer noch nicht im klaren darüber 1 ob ſie

nd Recht unter dem Hohenzollernbanner finden ,

leicht angeregte Phantaſie mit der Pflege ge —

Erinnerungen kann manches begeiſterte Gemüt

ſo auch heute ,

katholiſche Pole

ſſe , daß ſeine Religion geehrt wird von mir , und daß er

möchte ich

isübung derſelben in Weiſe geſtört werden

Ehrfurcht und Achtung vor anderen Kon —

ihren hat , ebenſo wie wir vor der ſeinen . “

Weg zur Erreichung dieſes Zieles — und fügen wir gleich

bei: der einzige Weg zur ungeſtörten Ausübung der Religion iſt die

Annahme des Toleranzantrages . Hoffen wir , daß derſelbe gemäß dieſer

kaiſerlichen Zuſage bald ſeinen Platz im „ Reichsanzeiger “ finden möge ,

unterzeichnet : Wilhelm , I. R. !

Sochsche 8
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